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Hintergrund und Einordnung des Positionspapiers 

Mit dem vorliegenden Folgepositionspapier knüpft die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen (PK NRW) ausdrücklich 

an ihr erstes Positionspapier zur Personalbemessung in der stationären Langzeitpflege an. Dieses findet sich auf 

der Homepage der PK NRW unter: https://www.pflegekammer-nrw.de/wp-content/uploads/2023/10/2023-09-

25_PKNRW_Positionspapier-PeBeM.pdf. Die getroffenen Positionen, Bewertungen und Forderungen behalten 

uneingeschränkt ihre Gültigkeit. Sie haben durch die zwischenzeitlichen Entwicklungen weder an Relevanz noch 

an fachlicher Tragfähigkeit verloren. Im Gegenteil: Die Erkenntnisse aus dem Modellprogramm zur 

Personalbemessung gemäß § 8 Abs. 3b SGB XI sowie die Diskussionen im Rahmen der Abschlussveranstaltung am 

21. Januar 2026 in Berlin1, haben die damaligen Einschätzungen der PK NRW in zentralen Punkten bestätigt. 

Das Modellprogramm PeBeM hat deutlich gemacht, dass die Herausforderungen der stationären Langzeitpflege 

nicht primär in fehlenden Erkenntnissen oder ungeeigneten Instrumenten liegen, sondern in strukturellen 

Umsetzungsdefiziten, einer unzureichenden politischen Steuerung sowie in einer weiterhin nicht gelösten, den 

gesamten Sektor betreffenden Finanzierungsfrage. Diese Entwicklungen waren bereits im ursprünglichen 

Positionspapier der PK NRW (kritisch) eingeordnet worden. Die im Rahmen des Modellprogramms gewonnenen 

wissenschaftlichen Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen verdeutlichen, dass die vorherigen formulierten 

Warnungen berechtigt waren. 

Vor diesem Hintergrund versteht sich das vorliegende Folgepositionspapier nicht als inhaltliche Neuausrichtung, 

sondern als gezielte politische Schärfung und Präzisierung der bestehenden Positionen. Ziel ist es, die unverändert 

geltenden Forderungen der PK NRW vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungslage erneut deutlich zu 

adressieren und ihre professionspolitische Dringlichkeit herauszustellen. Die Ergebnisse der Abschluss-

veranstaltung zum Modellprogramm liefern hierfür eine aktuelle empirische und praxisnahe Grundlage, ohne die 

grundlegenden Bewertungen der PK NRW zu relativieren oder zu ersetzen. 

Das Folgepositionspapier dient damit der Klarstellung: Die zentralen Voraussetzungen für eine wirksame, 

kompetenzorientierte Personalbemessung in der stationären Langzeitpflege sind weiterhin nicht erfüllt. Die PK 

NRW hält daher an ihren ursprünglichen Forderungen fest und sieht sich durch die Ergebnisse des 

Modellprogramms in ihrer Haltung bestätigt. Die nachfolgenden Ausführungen greifen diese Positionen auf, 

schärfen sie politisch nach und richten sich mit Nachdruck an die verantwortlichen Entscheidungsträgerinnen und 

Entscheidungsträger auf Bundes- und Landesebene. 

PeBeM ist kein Erkenntnisproblem – sondern ein Umsetzungsversagen 

Die Abschlussveranstaltung zum Modellprogramm Personalbemessung (PeBeM) am 21. Januar 2026 in den 

Räumlichkeiten des GKV-Spitzenverbandes hat eines unmissverständlich gezeigt: Nicht das Instrument ist 

gescheitert, sondern der politische Wille zu seiner konsequenten Umsetzung. 

Trotz jahrelanger Laufzeit, erheblicher sowie pionierhafter pflegewissenschaftlicher Begleitung und 

bereitgestelltem Finanzierungsrahmen ist es nicht gelungen, die strukturellen Probleme der Langzeitpflege 

substanziell zu verändern. PeBeM bleibt damit bislang ein theoretisch-plausibles, praktisch jedoch entkerntes 

Steuerungsinstrument. 

Kein Personal – trotz Finanzierungszusage: Das zentrale Scheitern 

Das Kernversprechen von PeBeM war ein kompetenzorientierter Personalaufbau und damit ein attraktiverer 

Arbeitsplatz für Pflegefachpersonen durch Konzentration auf ihre Vorbehaltsaufgaben. Dieses Versprechen wurde 

nicht eingelöst. In den Qualifikationsniveaus QN 1 bis QN 3 konnte modelleinrichtungsübergreifend kein relevantes 

 

1Weiterführende Informationen und Berichte veröffentlicht auf der Homepage der GKV: https://www.gkv-
spitzenverband.de/pflegeversicherung/forschung/modellprogramm___8_abs__3b_sgb_xi/modellprogramm_8_abs_3b.jsp  
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Mehrpersonal aufgebaut werden, sodass im Rahmen des Projektes die Eingrenzung auf einzelne Wohnbereiche 

vorgenommen werden musste. Praktische Übergangslösungen des Projektteams zum Start, mit vorhandenem 

Personal mit stufenweisem Aufbau, scheinen aus Sicht der PK NRW, vor dem Hintergrund des Personalmangels, als 

nicht realisierbar. Selbst der algorithmisch vorgesehene Stellenaufbau bleibt damit faktisch wirkungslos, wenn der 

Arbeitsmarkt leer ist und auch die Aussichten der praktischen Umsetzung der PeBeM-Systematik (z.B. über 

kompetenz- und bewohnenden orientierten Arbeitsorganisation – kurz KubA) keine nachhaltige 

Attraktivitätssteigerung erreichen konnten. Ein ‚zahnloser Tiger‘, der in der pflegewissenschaftlichen Perspektive 

erfolgsversprechend scheint, aber die pflegerische Praxis vermutbar nicht langfristig verändern wird. Ein 

Personalbemessungsinstrument ohne verfügbares Personal und Regelfinanzierungsstrukturen durch die 

Kostenträger ist kein Reformhebel, sondern eine Rechenübung ohne Realitätsbezug.  

Darüber hinaus führt Mehrpersonal nicht zur mehr Qualität – eine Erkenntnis, die auch in der Forschung deutlich 

wird, aber der Deprofessionalisierung in der Folge Unterstützung leisten könnte, wenn der Eindruck entsteht, 

Pflege kann durch Mehrpersonalisierung in den Assistenzbereichen von allen erlernt und geleistet werden. Eine 

Aussage, die der komplexen Profession nicht gerecht wird und keine nachhaltige Entlastung für die 

Pflegefachpersonen verspricht. 

Qualität stagniert – das politische Kernargument verpufft 
Eine Erkenntnis der wissenschaftlichen Evaluation: Die gesetzlich erhobenen Qualitätsdaten 

(Dekubitusentstehung, schwere Sturzfolgen, etc.) haben sich durch das Modellprojekt nicht verbessert. Damit ist 

ein zentrales politisches Narrativ (‚bessere Personalbemessung führt automatisch zu besserer Qualität‘) empirisch 

nicht belegt. Es lässt erahnen, dass eine Regelfinanzierung durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 

somit nicht fokussiert wird.  

Dies ist jedoch kein Beweis gegen Kompetenzorientierung, sondern ein Beleg dafür, dass Strukturprobleme nicht 

durch Modelllogiken kompensiert werden können, solange Fachpersonal fehlt, Umsetzungen nur fragmentarisch 

erfolgen und die klare politische Steuerung v.a. in der Bereitschaft der Finanzierung ausbleibt. 

Entlastung ohne Perspektive: Arbeitszufriedenheit bleibt aus 
Zwar zeigen Erkenntnisse der Modelleinrichtungen und auch der Evaluationsergebnisse des Modelprogramms eine 

höhere Bewohner*innenzufriedenheit, weniger Überstunden, weniger Notwendigkeiten einzuspringen und 

punktuell geringerer Belastung v.a. der Pflegefachpersonen. Doch die Arbeitszufriedenheit insgesamt hat sich 

wissenschaftlich nachweislich nicht signifikant verbessert. Die Entlastung basiert primär auf der 

Aufgabenverlagerung an sog. Hilfskräfte – nicht auf einer nachhaltigen Neuordnung professioneller Pflegearbeit. 

Eine Attraktivitätssteigerung des Berufes scheint mit dieser Regelung nicht erreicht worden zu sein. PeBeM erzeugt 

unter diesen Bedingungen keinen Attraktivitätsgewinn, sondern bestenfalls kurzfristige Erleichterungen. 

Umsetzung nur ‚light‘ – und häufig wieder zurückgebaut 
Die im Rahmen von PeBeM vorgesehenen Instrumente und Umsetzungslogiken (insbesondere KubAs) wurden in 

den Modelleinrichtungen in Folge der oben beschriebenen, strukturellen Herausforderungen nicht 

einrichtungsweit, nicht für das gesamte beschäftigte Personal und nicht dauerhaft sowie nicht konsistent für Tag- 

und Nachtdienst umgesetzt. Berichtet wurden Umsetzungen überwiegend im Tagdienst (mit Risiken für 

Fachkraftquoten v.a. nachts), parallele Fortführung alter Systeme (v.a. im Falle von Ausfällen der IT oder fehlender 

Bereitschaft des Personals), digitale Überforderung bei Ausfällen der nicht immer passgenauen Systeme, 

punktuelle Verweigerung durch Mitarbeitende und von einem Rückbau nach Projektende. V.a. Letzteres wurde mit 

fehlenden finanziellen Regelstrukturen begründet. Erneut scheitert ein Projekt an den dynamischen und v.a. 

wirtschaftlich getriebenen Rahmenbedingungen des pflegerischen Versorgungsalltages. 

Eigenanteile als K.O.-Kriterium: Soziale Unverträglichkeit von PeBeM 
Eine in der Folge notwendige Umlage auf die Eigenanteile der Bewohnenden hätte eine Erhöhung um bis zu 1.600€ 

monatlich bedeutet. Und das bei einem Durchschnittsanteil von bereits 3.245 Euro in Deutschland, 261 Euro 
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entsprechend 9% mehr zu 2025 (Vdek, 2026). Konkurrenzfähigkeit mit anderen Einrichtungen ist damit nicht mehr 

möglich und hochkompetente Pflege wird zum Luxusgut, welches nicht mehr für alle erschwinglich ist. Ein 

Instrument, das bessere Personalausstattung nur um den Preis massiver Eigenanteilssteigerungen ermöglicht, ist 

pflegepolitisch nicht verantwortbar. Hier versagt die derzeitige Finanzarchitektur der Langzeitpflege fundamental 

– erneut. 

V.a. vor dem Hintergrund der durch das BMG beschriebenen Vertrauensbasis mit den Einrichtungen zur Umsetzung 

von PeBeM, bei positiven wissenschaftlichen Erkenntnissen, ein weiterer Schritt zur Gefährdung der pflegerischen 

Versorgung der Gesamtbevölkerung und ein Vertrauensbruch für alle umsetzenden Einrichtungen. Freiwilligkeit 

ersetzt keine Steuerung. Vertrauen ersetzt keine Verantwortung. Ohne klare gesetzliche Vorgaben, die alle 

Qualitätsniveaus einschließen und die den Ländern Orientierung bieten, ist keine Regelfinanzierung und keine 

konsequente Umsetzung zu erwarten. Wieder verliert ein jahrelang erprobtes Modellprojekt den Übergang in die 

Regelversorgung. Wieder wird die Chance zur wirklichen Verbesserung des professionellen, pflegerischen Alltages 

in den Einrichtungen vertan. 

QN 6-8: Akademische Pflege faktisch ausgeblendet 
Die Ergebnisse des Modellprogramms zeigen, dass akademisch qualifizierte Pflegefachpersonen der 

Qualifikationsstufe QN 6 in der Versorgungspraxis kaum vertreten sind. Dies ist nicht Ausdruck fehlender 

Wirksamkeit, sondern Ergebnis unzureichender struktureller Verankerung. 

Zwar konnte akademische Pflege im Rahmen des Modellprogramms punktuell berücksichtigt und auch finanziert 

werden, jedoch fehlt es im geltenden System der Personalbemessung gemäß § 113c SGB XI an einer regelhaften, 

systematischen Abbildung dieser Qualifikationsstufe. Insbesondere die fehlende verbindliche Einordnung in die 

Personalbemessungslogik sowie unklare Refinanzierungsmechanismen führen dazu, dass akademische Pflege im 

Versorgungsalltag faktisch kaum implementiert wird. 

Darüber hinaus wird deutlich, dass über QN 6 hinausgehende Qualifikationsstufen im Sinne erweiterter und 

hochschulischer Pflegekompetenz im Rahmen der praktischen Erprobung keine Berücksichtigung gefunden haben. 

Obwohl das ursprüngliche PeBeM-Modell einen differenzierten Qualifikationsrahmen bis QN 8 vorsah – 

einschließlich Leitungsfunktionen (QN 7) und pflegewissenschaftlicher Aufgaben (QN 8) – wurden diese Niveaus 

weder operationalisiert noch in die empirische Evaluation der Personalbemessung integriert. 

Die daraus gezogene Schlussfolgerung, QN 6 lediglich perspektivisch zu berücksichtigen und Aufgaben 

vorübergehend durch QN 4 abzubilden, ist berufs- und bildungspolitisch hochproblematisch. Nicht die 

akademische Pflege erweist sich als unwirksam, sondern ihre strukturelle Nicht-Einbettung wird auf diese Weise 

nachträglich legitimiert. Gleichzeitig bleibt das System nach oben hin strukturell begrenzt, da erweiterte 

Qualifikationen und Rollenprofile – insbesondere im Sinne von Advanced Practice Nursing – weder im 

Personalbemessungsinstrument noch in der Finanzierungslogik vorgesehen sind. 

Damit zeigt sich erneut ein zentrales Defizit der aktuellen Finanzarchitektur: Innovative Qualifikationsprofile 

können im Rahmen von Modellprojekten zwar erprobt werden, finden jedoch ohne klare gesetzliche Verankerung 

und gesicherte Refinanzierung keinen Eingang in die Regelversorgung. Die Attraktivität des Berufsfeldes wird durch 

fehlende Entwicklungsperspektiven, begrenzte Karrierepfade und die wiederholte Nicht-Überführung modellhaft 

erprobter Ansätze nicht gesteigert, sondern nachhaltig geschwächt. 

Politische Verantwortung wird delegiert – nicht wahrgenommen 
Die Einrichtung einer unterstützenden Geschäftsstelle beim GKV-Spitzenverband ist sinnvoll, aber unzureichend. 

Besonders kritisch bewertet die PK NRW die bewusste Entscheidung des BMG gegen eine verpflichtende 

Umsetzung, das Vertrauen auf „eigenständige Umsetzung“ durch überlastete Einrichtungen und die in der 

Diskussion vorgeschlagene Verlagerung der Steuerung auf den Medizinischen Dienst (MD), im Sinne einer 

nachträglichen Beratung auffälliger Einrichtungen. Im Krankenhaussektor wird beispielsweise überwiegend mit der 

PpUGV verbindlich gesteuert – in der Langzeitpflege wird Verbindlichkeit vermieden. Diese Ungleichbehandlung 
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ist politisch nicht erklärbar, außer durch weiteren Einsparwillen an der systemrelevanten größten Berufsgruppe 

des Gesundheitswesens. Echter Investitionseuphemismus wird nicht wahrnehmbar, eher die erneute 

Deprofessionalisierung und der Rückzug aus der Verantwortung. 

Klare Schlussfolgerung: Kompetenz braucht Qualifikation – und politische Führung 
PeBeM hat gezeigt: Kompetenzorientierung ist ohne systematische Kompetenzentwicklung nicht umsetzbar. Es 

wurde sichtbar, dass Pflegefachpersonen sehr unterschiedliche Kompetenzprofile haben, (insbesondere im 

Pflegeprozess) erheblicher Nachschulungsbedarf besteht und das Führung, die Steuerung und die Rollenklärung 

fehlen. Die PK NRW fordert daher eine verbindliche, bundesweite Bildungsoffensive, flankiert durch klare 

gesetzliche Vorgaben, wenn eine verpflichtende Umsetzung von PeBeM widererwartend forciert werden sollte. 

Kompetenzentwicklung nach der Studie – oder wenn der Alltag einkehrt 
Doch was bleibt am Ende eines Modellprogrammes, wenn wissenschaftliche Erkenntnisse zwar erste Hoffnung auf 

Veränderung, aber keine wirklichen Ergebnisse zur Professionalisierung der Pflege ermöglichen? – 

Arbeitgeberverbände zeigen sich auf der o.g. Veranstaltung in der Diskussion zuversichtlich, die PK NRW zweifelt. 

Postinterventionsstudien müssten zeigen, welche Umsetzungsgrade nach der Studie erzielt werden können – wenn 

Aufmerksamkeit und Strukturen wieder abnehmen und fehlende Regelprozesse den Umbau hemmen. Die PK NRW 

hält weiterhin an den bereits gestellten Forderungen von 2023 fest und fordert politische Klarheit auf allen 

Entscheidungsebenen. 

Forderungen der Pflegekammer NRW 
Neben den bestehenden Forderungen ergeben sich weitere Aspekte, die pflegepolitisch berücksichtigt werden 

müssen:  

1. Verbindliche Einführung von pflegewissenschaftlichen, kompetenzorientierten Personalbemessungs-

instrumenten als gesetzlich gesteuertes Instrument in der stationären Langzeitpflege statt starren 

Personaluntergrenzen oder Freiwilligkeit mit fehlender Sicherung von Versorgung 

Die PK NRW fordert die gesetzlich verpflichtende Einführung eines pflegewissenschaftlich-fundierten, 

kompetenzorientierten Personalbemessungsinstruments in der stationären Langzeitpflege. Freiwillige Regelungen 

und unverbindliche Empfehlungen haben sich als unzureichend erwiesen, um eine verlässliche, qualitativ 

hochwertige pflegerische Versorgung sicherzustellen. Statt weiterhin auf starre Personaluntergrenzen oder auf das 

Vertrauen in eine eigenständige Umsetzung, durch überlastete Einrichtungen zu setzen, bedarf es eines 

verbindlichen, bundesweit einheitlichen Steuerungsinstruments, welches Versorgungsbedarf, Qualifikationsmix 

und Arbeitsrealität systematisch abbildet. Ohne klare gesetzliche Vorgaben, verbindliche Fristen und eine 

eindeutige politische Verantwortungszuweisung bleiben Personalbemessungsansätze wirkungslos. Die 

Verantwortung für eine bedarfsgerechte Personalausstattung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und darf 

nicht länger auf einzelne Einrichtungen oder Pflegeempfangende verlagert werden. Nur durch eine verbindliche 

gesetzliche Verankerung kompetenzorientierter Personalbemessung kann die stationäre Langzeitpflege nachhaltig 

stabilisiert und weiterentwickelt werden. 

Solange verbindliche gesetzliche Regelungen, die pflegewissenschaftliche Erkenntnisse und die gegenwärtige 

Pflegerealität abbilden, nicht umfassend vorliegen, muss zur Sicherstellung der professionellen pflegerischen 

Versorgung der Bevölkerung, am bisherigen Übergangssystem der Fachkraftquote festgehalten werden. 

2. Reform der Pflegefinanzierung zur Sicherstellung sozial verträglicher Pflege 

Die PK NRW fordert eine grundlegende Reform der Finanzarchitektur der stationären Langzeitpflege, um eine 

weitere Explosion der Eigenanteile der Pflegebedürftigen zu verhindern. Die Ergebnisse des Modellprogramms 

zeigen, dass eine Umsetzung der PeBeM-Systematik unter den derzeitigen Finanzierungsbedingungen zu 

erheblichen Mehrbelastungen für die Bewohner*innen führen würde. Eine Finanzierung kompetenzorientierter 

Pflege über steigende Eigenanteile ist sozialpolitisch nicht vertretbar und widerspricht dem Anspruch einer 

solidarisch getragenen Daseinsvorsorge. Die Mehrkosten, die aus einer verbesserten Personalausstattung und aus 

qualifikationsadäquatem Personaleinsatz resultieren, müssen daher außerhalb der Eigenanteile durch Bundes- und 
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Landesmittel abgesichert werden. Pflegequalität darf nicht vom individuellen Einkommen der Pflegebedürftigen 

abhängen. 

3. Klare politische Steuerung statt Delegation an Einrichtungen und Prüfinstanzen 

Die PK NRW weist die zunehmende Tendenz zurück, politische Steuerungsverantwortung auf Einrichtungen oder 

auf nachgelagerte Prüfinstanzen wie den MD zu verlagern. Die im Modellprogramm diskutierte Idee, auffällige 

Einrichtungen nachträglich beraten zu lassen, ersetzt keine verbindlich gesetzliche Steuerung. Während im 

Krankenhaussektor überwiegend mit der PpUGV verbindliche Vorgaben geschaffen wurden, wird in der 

Langzeitpflege weiterhin auf Freiwilligkeit und Selbststeuerung gesetzt. Diese Ungleichbehandlung ist fachlich nicht 

zu begründen und stellt eine fortgesetzte politische Verantwortungsdelegation dar. Steuerung, Finanzierung und 

rechtliche Rahmensetzung sind originäre Aufgaben der Politik und dürfen nicht auf Kosten der Profession Pflege 

und der pflegeempfangenden Menschen ausgelagert werden. 

4. Gesetzliche und strukturelle Verankerung akademischer Pflege (QN 6) 

Die PK NRW fordert die verbindlich gesetzliche Verankerung akademisch qualifizierter Pflegefachpersonen der 

Qualifikationsstufe QN 6 in der stationären Langzeitpflege. Die Ergebnisse des Modellprogramms zeigen, dass 

akademische Pflege im Rahmen von PeBeM faktisch nicht berücksichtigt wurde. Nicht aufgrund fehlender 

Wirksamkeit, sondern aufgrund fehlender gesetzlicher und finanzieller Rahmenbedingungen. Solange 

akademische Pflege weder budgetfähig noch gesetzlich vorgesehen ist, bleibt ihre systematische Nicht-

Implementierung politisch vorgegeben. Die PK NRW fordert daher eine klare rechtliche Anerkennung der Aufgaben 

akademischer Pflege, insbesondere in den Bereichen Pflegeprozessverantwortung, evidenzbasierte 

Praxisentwicklung, Qualitätssteuerung und Implementierung neuer Versorgungsmodelle. Perspektivisch sind auch 

weiterführende akademische Qualifikationen, einschließlich Master- und Advanced-Practice-Rollen, strukturell zu 

berücksichtigen. 

5. Bundesweite Qualifizierungs- und Kompetenzentwicklungsstrategie 

Die PK NRW fordert eine bundesweit koordinierte Qualifizierungs- und Nachschulungsstrategie zur Umsetzung 

kompetenzorientierter Pflege. Die Ergebnisse des Modellprogramms verdeutlichen, dass Kompetenzorientierung 

nicht vorausgesetzt werden kann, wenn entsprechende Bildungs- und Entwicklungsstrukturen fehlen. 

Insbesondere im Pflegeprozess, in der klinischen Entscheidungsfindung und in der Rollenklärung besteht 

erheblicher Nachqualifizierungsbedarf über alle Qualifikationsstufen hinweg. Notwendig sind öffentlich finanzierte 

Qualifizierungsprogramme mit verbindlichen Freistellungsregelungen sowie eine gezielte Einbindung von 

Leitungskräften, um kompetenzorientierte Arbeitsorganisation nachhaltig zu ermöglichen. Kompetenzentwicklung 

ist eine systemische Aufgabe und darf nicht dem individuellen Engagement einzelner Pflegefachpersonen über-

lassen bleiben. 

6. Verbindliche Begleit-, Wirkungs- und Postinterventionsforschung 

Die PK NRW fordert eine langfristige pflegewissenschaftliche Begleit- und Wirkungsforschung zur Einführung von 

PeBeM. Die bisherigen Evaluationen zeigen zwar einzelne Entlastungseffekte, liefern jedoch keine belastbaren 

Erkenntnisse zur nachhaltigen Professionalisierung und Versorgungsqualität unter Realbedingungen. Künftige 

Forschung muss daher verpflichtend auch Postinterventionsphasen berücksichtigen, in denen geprüft wird, welche 

Umsetzungsgrade nach Ende projektbezogener Aufmerksamkeit tatsächlich erreicht werden. Forschungs-

ergebnisse müssen zudem verbindlich politische Konsequenzen nach sich ziehen. Evaluation ohne strukturelle 

Rückkopplung in Gesetzgebung und Finanzierung bleibt wirkungslos. 

Abschließende professionspolitische Einordnung 

Die PK NRW hält fest, dass PeBeM nur dann Wirkung entfalten kann, wenn es Teil einer klaren 

professionspolitischen Gesamtstrategie ist. Kompetenzorientierung erfordert Qualifikation, Qualifikation erfordert 

Finanzierung und Finanzierung erfordert politische Führung. Solange diese Kette nicht geschlossen wird, bleibt 

PeBeM ein rechnerisch schlüssiges, aber praktisch wirkungsloses Instrument. Die PK NRW fordert daher politische 

Klarheit, Verbindlichkeit und den ernsthaften Willen, professionelle Pflege in der stationären Langzeitpflege 

strukturell zu stärken. 
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